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A. Zielsetzung 

Im Hinblick auf die Entwicklung im Bereich der Persönlich-
keitsrechte („Volkszählungsurteil") soll für die Anwendung 
nachrichtendienstlicher Mittel sowie die Sammlung, Verarbei-
tung und Weitergabe personenbezogener Informationen durch 
den Militärischen Abschirmdienst eine eigene gesetzliche 
Grundlage geschaffen werden. 

B. Lösung 

Regelung der Aufgaben und Kompetenzen des Militärischen 
Abschirmdienstes durch ein eigenes Gesetz. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

keine 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 	 Bonn, den 17. April 1986 

14 (621) — 370 10 — Mi 2/86 

An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Ent-
wurf eines Gesetzes über den Militärischen Abschirmdienst (MAD-Gesetz 
— MADG) mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Verteidigung. 

Der Bundesrat hat in seiner 562. Sitzung am 14. März 1986 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine Einwen-
dungen zu erheben. 

Kohl 
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Entwurf eines Gesetzes über den Militärischen Abschirmdienst 
(MAD-Gesetz — MADG) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

§1 

Aufgaben 

(1) Der Militärische Abschirmdienst des Bundes-
ministers der Verteidigung nimmt zur Sicherung 
der Einsatzbereitschaft der Streitkräfte nach Maß-
gabe dieses Gesetzes Aufgaben wahr, die denen ei-
ner Verfassungsschutzbehörde entsprechen. 

(2) Aufgabe des Militärischen Abschirmdienstes 
ist die Sammlung und Auswertung von Informatio-
nen, insbesondere von Auskünften, Nachrichten und 
sonstigen Unterlagen über 

1. Bestrebungen gegen die freiheitliche demokra-
tische Grundordnung, den Bestand oder die Si-
cherheit des Bundes oder eines -Landes, 

2. sicherheitsgefährdende oder geheimdienstliche 
Tätigkeiten im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
für eine fremde Macht, 

soweit diese Bestrebungen oder Tätigkeiten gegen 
Personen, Dienststellen oder Einrichtungen im Ge-
schäftsbereich des Bundesministers der Verteidi-
gung gerichtet sind und von Personen ausgehen 
oder ausgehen sollen, die diesem Geschäftsbereich 
angehören oder in ihm tätig sind. 

(3) Darüber hinaus obliegt dem Militärischen Ab-
schirmdienst die Auswertung von Informationen zur 
Beurteilung der Sicherheitslage 

1. von Dienststellen und Einrichtungen im Ge-
schäftsbereich des Bundesministers der Vertei-
digung und 

2. von Dienststellen und Einrichtungen der verbün-
deten Streitkräfte und der internationalen mili-
tärischen Hauptquartiere, wenn die Bundesrepu-
blik Deutschland in internationalen Vereinba-
rungen besondere Verpflichtungen zur Sicher-
heit dieser Dienststellen und Einrichtungen 
übernommen hat und die Beurteilung der Sicher-
heitslage im Einvernehmen zwischen dem Bun-
desminister der Verteidigung und den zuständi-
gen obersten Landesbehörden dem Militärischen 
Abschirmdienst übertragen worden ist. 

(4) Der Militärische Abschirmdienst wirkt mit 

1. bei der Überprüfung von Personen, die dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers der Vertei-
digung angehören oder in ihm tätig sind oder 
werden sollen und 

a) denen im öffentlichen Interesse geheimhal-
tungsbedürftige Tatsachen, Gegenstände 
oder Erkenntnisse anvertraut werden, die Zu

-

gang dazu erhalten sollen oder ihn sich ver-
schaffen können, oder 

b) die an sicherheitsempfindlichen Stellen des 
Geschäftsbereichs des Bundesministers der 
Verteidigung eingesetzt sind oder werden sol-
len, 

2. bei technischen Sicherheitsmaßnahmen im Ge-
schäftsbereich des Bundesministers der Vertei-
digung zum Schutz von im öffentlichen Interesse 
geheimhaltungsbedürftigen Tatsachen, Gegen-
ständen oder Erkenntnissen gegen die Kenntnis-
nahme durch Unbefugte. 

In die Überprüfung nach Nummer 1 können der 
Ehegatte, der Verlobte oder die Person, die mit dem 
zu Überprüfenden in eheähnlicher Gemeinschaft 
lebt, einbezogen werden, auch wenn bei ihnen die in 
Nummer 1 genannten Voraussetzungen nicht vorlie-
gen. 

§2 

Zuständigkeit in besonderen Fällen 

(1) Zur Fortführung von Aufgaben nach § 1 Abs. 2 
kann der Militärische Abschirmdienst, soweit es im 
Einzelfall zwingend erforderlich ist, Maßnahmen 
auf Personen erstrecken, die dem Geschäftsbereich 
des Bundesministers der Verteidigung nicht ange-
hören oder in ihm tätig sind. Dies ist nur zulässig 

1. gegenüber dem Ehegatten oder Verlobten einer 
in § 1 Abs. 2 genannten Person oder dem mit ihr 
in eheähnlicher Gemeinschaft Lebenden, wenn 
angenommen werden muß, daß Bestrebungen 
oder Tätigkeiten nach § 1 Abs. 2 auch von ihm 
ausgehen, 

2. im Benehmen mit der zuständigen Verfassungs-
schutzbehörde gegenüber Personen, bei denen 
tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, daß 
sie mit einer in § 1 Abs. 2 genannten Person bei 
Bestrebungen oder Tätigkeiten nach § 1 Abs. 2 
zusammenarbeiten, und wenn andernfalls die 
weitere Erforschung des Sachverhalts gefährdet 
oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand 
möglich wäre. 

(2) Zur Fortführung von Aufgaben nach § 3 Abs. 1 
des Bundesverfassungsschutzgesetzes kann eine 
Verfassungsschutzbehörde; soweit es im Einzelfall 
zwingend erfoderlich ist, im Benehmen mit dem Mi-
litärischen Abschirmdienst Maßnahmen auf Perso-
nen erstrecken, die dem Geschäftsbereich des Bun-
desministers der Verteidigung angehören oder in 
ihm tätig sind. Dies ist nur zulässig gegenüber Per-
sonen, bei denen tatsächliche Anhaltspunkte dafür 
bestehen, daß sie mit einer Person aus dem Zustän-
digkeitsbereich der Verfassungsschutzbehörde bei 
Bestrebungen oder Tätigkeiten nach § 3 Abs. 1 des 
Bundesverfassungsschutzgesetzes zusammenarbei- 
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ten, und wenn andernfalls die weitere Erforschung 
des Sachverhalts gefährdet oder nur mit unverhält-
nismäßigem Aufwand möglich wäre. 

§3 

Zusammenarbeit 

(1) Der Militärische Abschirmdienst und die Ver-
fassungsschutzbehörden arbeiten bei der Erfüllung 
ihrer Aufgaben zusammen. Die Zusammenarbeit be-
steht auch in gegenseitiger Unterstützung und Hilfe-
leistung. 

(2) Die Verfassungsschutzbehörden unterrichten 
den Militärischen Abschirmdienst über alle Angele-
genheiten, deren Kenntnis für die Erfüllung seiner 
Aufgaben nach § 1 Abs. 2 bis 4 erforderlich ist. Der 
Militärische Abschirmdienst unterrichtet die Ver-
fassungsschutzbehörden über alle Angelegenheiten, 
deren Kenntnis für die Aufgabenerfüllung dieser 
Behörden erforderlich ist. Die Unterrichtung 
schließt die Übermittlung personenbezogener Infor-
mationen ein. 

§4 

Befugnisse und Verpflichtungen 

(1) Der Militärische Abschirmdienst hat, soweit es 
zur Erfüllung seiner Aufgaben nach § 1 Abs. 2 bis 4 
und § 2 Abs. 1 in Verbindung mit § 1 Abs. 2 erforder-
lich ist, die dem Bundesamt für Verfassungsschutz 
zustehenden Befugnisse, 

1. Informationen zu erheben, zu verarbeiten und 
sonst zu nutzen sowie nachrichtendienstliche 
Mittel anzuwenden nach § 5 des Bundesverfas-
sungschutzgesetzes, 

2. personenbezogene Informationen zu erheben 
nach § 6 des Bundesverfassungsschutzgesetzes, 

3. personenbezogene Daten in Dateien zu spei-
chern, zu verändern und zu nutzen nach § 7 des 
Bundesverfassungsschutzgesetzes, 

4. von anderen Stellen die Übermittlung personen-
bezogener Informationen zu verlangen und amt-
lich geführte Register einzusehen nach § 9 des 
Bundesverfassungsschutzgesetzes. 

Die Erhebung personenbezogener Informationen 
durch Anwendung nachrichtendienstlicher Mittel 
(§ 6 Abs. 2 des Bundesverfassungsschutzgesetzes) 
ist nur zur Erfüllung der Aufgaben nach § 1 Abs. 2 
und § 2 Abs. 1 in Verbindung mit § 1 Abs. 2 zulässig. 
Für eine Überprüfung nach § 1 Abs. 4 gilt § 6 

Abs. 3 des Bundesverfassungsschutzgesetzes ent-
sprechend. 

(2) Die in § 8 des Bundesverfassungsschutzgeset-
zes genannten Stellen übermitteln von sich aus nach 
dieser Bestimmung dem Militärischen Abschirm-
dienst Informationen einschließlich personenbezo-
gener Informationen, soweit dies zur Erfüllung sei-
ner Aufgaben nach § 1 Abs. 2 bis 4 erforderlich ist. 
Weitere Informationen dürfen sie nach § 8 Abs. 1 
Satz 2 des genannten Gesetzes dem Militärischen 
Abschirmdienst für die Erfüllung seiner Aufgaben 
nach § 1 Abs. 2 bis 4 übermitteln. 

(3) Der Militärische Abschirmdienst hat die dem 
Bundesamt für Verfassungsschutz zustehende Be-
fugnis, personenbezogene Daten an andere Behör-
den zu übermitteln nach § 10 des Bundesverfas-
sungsschutzgesetzes. Der Empfängerbehörde ob-
liegt die Verpflichtung nach § 10 Abs. 1 Satz 2 des 
Bundesverfassungsschutzgesetzes. Für die nach § 10 
Abs. 3 Satz 1 des Bundesverfassungsschutzgesetzes 
erforderliche Zustimmung ist der Bundesminister 
der Verteidigung zuständig. 

(4) Der Militärische Abschirmdienst hat übermit-
telte Informationen nach § 12 des . Bundesverfas-
sungsschutzgesetzes zu berichtigen. Er hat in Da-
teien gespeicherte personenbezogene Daten nach 
§ 13 des Bundesverfassungsschutzgesetzes zu be-
richtigen, zu löschen oder zu sperren. 

(5) Der Militärische Abschirmdienst hat für jede 
automatisierte Datei eine Errichtungsanordnung 
nach § 14 des Bundesverfassungsschutzgesetzes zu 
treffen; für die nach Absatz 1 dieser Bestimmung 
erforderliche Zustimmung ist der Bundesminister 
der Verteidigung zuständig. Für jede nicht automati-
sierte Datei, aus der nach ihrer Zweckbestimmung 
nicht nur gelegentlich Daten an andere Behörden 
übermittelt werden, trifft der Militärische Ab-
schirmdienst die in § 14 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 8 
des Bundesverfassungsschutzgesetzes genannten 
Festlegungen. § 14 Abs. 2 des Bundesverfassungs-
schutzgesetzes gilt entsprechend. 

(6) Der Militärische Abschirmdienst unterrichtet 
den Bundesminister der Verteidigung laufend und 
auf Anforderung über seine Tätigkeit. Hierbei dür-
fen auch personenbezogene Informationen übermit-
telt werden. 

§5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeines 

Die Wahrung der Funktionsfähigkeit der Streit-
kräfte, der das Bundesverfassungsgericht in seiner 
Rechtsprechung Verfassungsrang zuerkennt, ist für 
eine wehrhafte Demokratie von entscheidender Be-
deutung. Als Beitrag zur Sicherung dieser Einsatz-
bereitschaft hat daher im Zuge der Aufstellung von 
Streitkräften der Bundesminister der Verteidigung 
im Jahre 1956 auf der Grundlage des durch das Ge-
setz zur Ergänzung des Grundgesetzes vom 19. März 
1956 (BGBl. I. S. 111) in das Grundgesetz (GG) einge-
fügten Artikel 87 a einen Militärischen Abschirm-
dienst (MAD) für seinen Geschäftsbereich als Teil 
der Streitkräfte errichtet. Er gliedert sich in das dem 
Ministerium unmittelbar unterstellte Amt für den 
Militärischen Abschirmdienst (MAD-Amt) sowie die 
diesem nachgeordneten MAD-Gruppen auf der 
Ebene der Wehrbereiche und die MAD-Stellen auf 
der Ebene der Verteidigungsbezirke. 

Dem MAD wurden in der Folgezeit im G 10-Gesetz, 
Bundeszentralregistergesetz, Bundesdatenschutz-
gesetz, Melderechtsrahmengesetz und Sozialgesetz-
buch einzelne Befugnisse zugewiesen. Desgleichen 
wurde er im Gesetz über die parlamentarische Kon-
trolle nachrichtendienstlicher Tätigkeit des Bundes 
genannt. Aufgaben und Kompetenzen des MAD 
wurden unter Beachtung der rechtlichen Beschrän-
kungen durch interne Weisungen festgelegt. 

Die rechtspolitische Entwicklung im Bereich des all-
gemeinen Persönlichkeitsrechts macht nunmehr, 
insbesondere seit dem „Volkszählungsurteil" des 
Bundesverfassungsgerichts vom 15. Dezember 1983, 
eine gesetzliche Grundlage für Eingriffe in das all-
gemeine Persönlichkeitsrecht durch Anwendung 
nachrichtendienstlicher Mittel sowie durch die 
Sammlung, Verarbeitung und Weitergabe personen-
bezogener Informationen erforderlich. 

Diesem Umstand wird durch eine abschließende 
Aufgabenbeschreibung sowie dadurch Rechnung 
getragen, daß hinsichtlich der dem MAD zur Wahr-
nehmung dieser Aufgaben zustehenden Befugnisse 
auf die Befugnisse des Bundesamtes für Verfas-
sungsschutz nach dem Gesetz über die Zusammen-
arbeit des Bundes und der Länder in Angelegenhei-
ten des Verfassungsschutzes und über das Bundes-
amt für Verfassungsschutz (Bundesverfassungs-
schutzgesetz — BVerfSchG) verwiesen wird. Diese 
Verweisung trägt zugleich zu rechtlich einheitlichen 
Grundlagen des Verfassungsschutzes in der Bun-
desrepublik Deutschland bei. 

Die Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes für die 
Übertragung dieser Aufgaben und der zu ihrer Er-
füllung erforderlichen Befugnisse ergibt sich aus Ar-
tikel 73 Nr. 1 und Nr. 10 b GG in Verbindung mit Arti-
kel 87 a Abs. 1 Satz 1 GG. 

Das Gesetz trifft Regelungen für den Verteidigungs-
bereich. Sie gelten nicht im Land Berlin. 

B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 Abs. 1 

Der MAD nimmt als Teil der Streitkräfte im Ge-
schäftsbereich des Bundesministers der Verteidi-
gung (Bundesministerium der Verteidigung, Streit-
kräfte nach Artikel 87 a GG, Bundeswehrverwaltung 
nach Artikel 87 b GG, die Truppendienstgerichte und 
die Wehrdisziplinaranwaltschaften einschließlich 
des Bundeswehrdisziplinaranwaltes im Rahmen des 
Artikels 96 Abs. 4 GG und die Dienststellen der Mili-
tärseelsorge) Aufgaben wahr, die denen einer Ver-
fassungsschutzbehörde entsprechen. 

Die Dislozierung der Bundeswehr in der Bundesre-
publik Deutschland, die Verflechtung durch die Zu-
gehörigkeit zur NATO und der notwendige Schutz 
der Streitkräfte, insbesondere gegen Spionage und 
Extremismus, haben zur Errichtung eines eigenen 
Militärischen Abschirmdienstes neben dem Bundes-
amt für Verfassungsschutz geführt. Durch dieses 
Gesetz und das Gesetz über die Zusammenarbeit 
des Bundes und der Länder in Angelegenheiten des 
Verfassungsschutzes und über das Bundesamt für 
Verfassungsschutz werden die Aufgaben des MAD 
festgelegt und abgegrenzt. 

Die Aufgaben des MAD sind weitgehend identisch 
mit denen der Verfassungsschutzbehörden des Bun-
des und der Länder. Sie unterscheiden sich von die-
sen maßgeblich dadurch, daß sie grundsätzlich auf 
den Geschäftsbereich des Bundesministers der Ver-
teidigung begrenzt sind. In diesem Bereich wird 
grundsätzlich der Verfassungsschutz ausschließlich 
vom MAD wahrgenommen. Seine Aufgaben bilden 
somit im wesentlichen einen Ausschnitt der Aufga-
ben der Verfassungsschutzbehörden und sind inso-
weit spezieller. 

Zu § 1 Abs. 2 und 4 

Unter weitgehender Übernahme der Formulierun-
gen des BVerfSchG legen diese Bestimmungen die 
Aufgaben des MAD auf dem Gebiet des Verfas-
sungsschutzes im Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisters der Verteidigung fest. 

Voraussetzung für ein Tätigwerden des MAD nach 
§ 1 Abs. 2 ist, 

— daß die verfassungsfeindlichen oder nachrich-
tendienstlichen Bestrebungen oder Tätigkeiten 
gegen Personen, Dienststellen oder Einrichtun-
gen im Geschäftsbereich des Bundesministers 
der Verteidigung gerichtet sind und 

— daß diese Bestrebungen oder Tätigkeiten von 
Personen ausgehen oder ausgehen sollen, die die-
sem Geschäftsbereich angehören oder in ihm tä-
tig sind. 
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Mit dieser Regelung wird vor allem von der (vermu-
teten) Täterseite her eine Abgrenzung der Zustän-
digkeit des MAD gegenüber den Verfassungsschutz-
behörden vorgenommen. Der MAD darf nur dann in 
eine Bearbeitung zur Sachaufklärung eintreten, 
wenn Bundeswehrbelange sowohl vom personellen 
oder sachlichen Ziel als auch vom vermuteten Täter-
kreis her berührt sind. 

Bei den zur Klärung eines Verdachtsfalles nach § 1 
Abs. 2 unerläßlichen Maßnahmen fallen zwangsläu-
fig personenbezogene Informationen auch über Per-
sonen an, die dem persönlichen Umfeld der Ver-
dachtsperson zuzurechnen sind. Ohne Erhebung, 
Verarbeitung und sonstige Nutzung auch solcher In-
formationen ist die Erhärtung oder Entkräftung des 
Verdachts praktisch nicht möglich. Die Erhebung, 
Verarbeitung und sonstige Nutzung dieser Informa-
tionen ist daher untrennbarer Bestandteil der dem 
MAD nach § 1 Abs. 2 übertragenen Aufgaben. 

Ergeben sich bei der Klärung des Verdachtsfalles 
nach § 1 Abs. 2 Verdachtsmomente gegen eine Per-
son in diesem Umfeld, so endet die Zuständigkeit 
des MAD zur Sachaufklärung, sofern diese Person 
nicht zu dem in § 1 Abs. 2 genannten Personenkreis 
gehört. In diesem Falle übernimmt die zuständige 
Verfassungsschutzbehörde insoweit die Sachaufklä-
rung, sofern nicht § 2 Anwendung findet. Die weitere 
Aufklärung eines Verdachtes nach § 1 Abs. 2 gegen 
eine Person, die aus dem in § 1 genannten Personen-
kreis ausscheidet, obliegt den dann jeweils zustän-
dig werdenden Verfassungsschutzbehörden des 
Bundes und der Länder. Der MAD hat hier für die 
ordnungsgemäße Überleitung der „Bearbeitung" an 
die zuständige Verfassungsschutzbehörde zu sor-
gen. Dies gilt im umgekehrten Fall auch für die Ver-
fassungsschutzbehörden des Bundes und der Län-
der gegenüber dem MAD. 

Personen gehören dem Geschäftsbereich des Bun-
desministers der Verteidigung an, wenn sie in ei-
nem öffentlich-rechtlichen oder privat-rechtlichen 
Dienstverhältnis zur Bundesrepublik Deutschland 
stehen und aus den im Einzelplan 14 des Bundes-
haushaltes ausgebrachten Haushaltsmitteln bezahlt 
werden. Personen gehören dem Geschäftsbereich 
des Bundesministers der Verteidigung auch für die 
Dauer ihrer Beurlaubung, Entsendung, Komman-
dierung oder Abordnung an, sofern nicht im Einzel-
fall aufgrund einer gesonderten Regelung andere 
Sicherheitsstellen während dieser Zeit zuständig 
sind. 

Personen sind im Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisters der Verteidigung tätig, wenn sie dort, ohne 
ihm anzugehören, ständig oder überwiegend auf-
grund anderer Rechtsverhältnisse Dienst- oder 
Werkleistungen erbringen. Hierunter fallen nicht 
Personen, die Leistungen aufgrund von Wartungs-
oder Lieferungsverträgen erbringen. 

Zu den Dienststellen zählen auch die Verbände und 
Einheiten der Streitkräfte, zu den Einrichtungen 
auch alle Liegenschaften der Streitkräfte. 

Die Mitwirkung des MAD nach § 1 Abs. 4 Satz 1 
Nr. 1 erstreckt sich auf die Überprüfung von Perso

-

nen, die dem Geschäftsbereich des Bundesministers 

der Verteidigung angehören oder in ihm tätig sind 
sowie auf die Überprüfung von Bewerbern für 
Dienstverhältnisse und von Personen, mit denen 
Vereinbarungen über Dienst- oder Werkleistungen 
getroffen werden sollen. Die Überprüfungsmaßnah-
men können nach § 1 Abs. 4 Satz 2 auf den Ehegat-
ten, Verlobten oder den Lebensgefährten ausge-
dehnt werden; die grundsätzliche Einbeziehung die-
ses Personenkreises in die Überprüfung der in § 1 
Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 genannten Personen ist für eine 
effektive Sicherheitsüberprüfung nach aller Lebens-
erfahrung unerläßlich. Ehegatte, Verlobter oder in 
eheähnlicher Gemeinschaft Lebender können daher 
auch dann in die Überprüfung einbezogen werden, 
wenn die in § 1 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 genannten Voraus-
setzungen bei ihnen nicht vorliegen. Der MAD darf, 
soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, die 
Überprüfung nach § 1 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 und Satz 2 
nur nach Zustimmung der Betroffenen durchführen 
(§ 4 Abs. 1 Satz 3 in Verbindung mit § 6 Abs. 3 
BVerfSchG). 

Die Mitwirkung des MAD nach § 1 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 
trägt dem Umstand Rechnung, daß insbesondere die 
Tätigkeit des MAD nach § 1 Abs. 2 und 3 wertvolle 
Erkenntnisse für technische Absicherungsmaßnah-
men bringt. 

Zu § 1 Abs.3 

Absatz 3 überträgt in Nummer 1 dem MAD die Beur-
teilung der Sicherheitslage für Dienststellen und 
Einrichtungen im Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisters der Verteidigung. Wegen der Begrenzung der 
Aufgaben des MAD auf Personen, die dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers der Verteidi-
gung angehören oder in ihm tätig sind, wird dem 
MAD diese Aufgabe eigens übertragen. Zur Erfül-
lung dieser Aufgabe muß er nämlich Informationen 
über Bestrebungen und Tätigkeiten nach § 1 Abs. 2 
Nr. 1 und 2 auch anderer als der in § 1 Abs. 2 und 4 
genannten Personen auswerten dürfen. Mit Num-
mer 1 wird auch der Überlegung Rechnung getra-
gen, daß sicherheitsgefährdende Aktionen gegen 
eine Dienststelle oder Einrichtung im Geschäftsbe-
reich des Bundesministers der Verteidigung in ihren 
Auswirkungen nicht ohne genaue Kenntnis der je-
weiligen Situation in dieser Dienststelle oder Ein-
richtung beurteilt werden können. 

Nummer 2 sieht darüber hinaus die Möglichkeit vor, 
unter den dort genannten Voraussetzungen den 
MAD mit der Auswertung von Informationen zur 
Beurteilung der Sicherheitslage von Dienststellen 
und Einrichtungen verbündeter Streitkräfte und in-
ternationaler Hauptquartiere im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes im Rahmen der gemeinsamen Ver-
teidigung zu beauftragen. Für die Beurteilung der 
Sicherheitslage benötigt der MAD auch Informatio-
nen anderer Behörden. Diese Informationen erhält 
er aufgrund des § 3 Abs. 2 Satz 1 und Satz 3. 

Zu § 2 

Die Begrenzung der Aufgaben des MAD in § 1 kann 
im Einzelfall dazu führen, daß der MAD bei Abklä- 
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rung des persönlichen Umfeldes eines Angehörigen 
des Geschäftsbereichs des Bundesministers der Ver-
teidigung, der im Verdacht geheimdienstlicher Tä-
tigkeit für eine fremde Macht steht, auf einen weite-
ren Verdächtigen stößt, für dessen „Bearbeitung" er 
nach § 1 Abs. 2 nicht zuständig ist (z. B. ein möglicher 
Mittelsmann des gegnerischen Nachrichtendienstes 
mit Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland). 
§ 2 Abs. 1 verleiht dem MAD unter den dort genann-
ten strengen Voraussetzungen die Befugnis, not-
wendige Maßnahmen auf den dort genannten Perso-
nenkreis zu erstrecken. Die Zuständigkeit der Ver-
fassungsschutzbehörden des Bundes und der Län-
der bleibt für diese Personen im übrigen unberührt. 
Die Maßnahmen des MAD gegenüber den in Num-
mer 2 genannten Personen haben im Benehmen mit 
der jeweils zuständigen Verfassungsschutzbehörde 
zu erfolgen; dies entfällt, wenn es sich bei dem weite-
ren Verdächtigen um den Ehegatten, Verlobten oder 
Lebensgefährten der dem Geschäftsbereich des 
Bundesministers der Verteidigung angehörenden 
oder in ihm tätigen Person handelt (Nummer 1). 

Für Fälle, in denen Verfassungsschutzbehörden des 
Bundes oder der Länder solcher zusätzlicher Kom

-

petenzen bedürfen, ist die Gegenseitigkeit im not-
wendigen Umfange durch § 2 Abs. 2 gewährleistet. 

Zu § 3 Abs.1 

Die Bestimmung verpflichtet MAD und Verf as-
sungschutzbehörden zur Zusammenarbeit und stellt 
dabei besonders die Notwendigkeit gegenseitiger 
Unterstützung und Hilfeleistung heraus. Sie ent-
spricht der Regelung des § 1 BVerfSchG. 

Zu § 3 Abs. 2 

Der MAD benötigt zur Erfüllung seiner Aufgabe 
nach § 1 Abs. 2 bis 4, insbesondere zur Beurteilung 
der Sicherheitslage (§ 1 Abs. 3), auch Informationen 
über Bestrebungen und Tätigkeiten im Sinne von 
§ 1 Abs. 2 Nr. 1 und 2, die gegen den Geschäftsbereich 
des Bundesministers der Verteidigung oder gegen 
Dienststellen und Einrichtungen der verbündeten 
Streitkräfte und der internationalen militärischen 
Hauptquartiere im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
gerichtet sind, aber nicht von Personen ausgehen, 
die dem Geschäftsbereich des Bundesministers der 
Verteidigung angehören oder in ihm tätig sind. Dies 
gilt auch für Mitteilungen über Bestrebungen und 
Tätigkeiten im Sinne von § 1 Abs. 2 Nr. 1 und 2, die 
zwar von Personen ausgehen, die dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers der Verteidigung ange-
hören oder in ihm tätig sind, sich aber nicht gegen 
die vorgenannten Bereiche richten. Zugleich legt 
Absatz 2 auch die Informationspflicht des MAD ge-
genüber den Verfassungsschutzbehörden des Bun-
des und der Länder fest. 

§ 3 Abs. 2 entspricht der Regelung des § 4 Abs. 1 
BVerfSchG. 

Vorbemerkung zu § 4  

Die  Bestimmung legt die Befugnisse des MAD zur 
Erfüllung seiner Aufgaben nach § 1 Abs. 2 bis 4 und 

§ 2 Abs. 1 in Verbindung mit § 1 Abs. 2 sowie die 
damit verbundenen Verpflichtungen durch Verwei-
sung auf jene Befugnisse und Verpflichtungen fest, 
die das BVerfSchG dem Bundesamt für Verfas-
sungsschutz gibt und auferlegt. 

Sofern im folgenden auf Bestimmungen des 
BVerfSchG verwiesen wird und sich aus den nach-
stehenden Erläuterungen nichts anderes ergibt, 
wird ergänzend auf die Begründung des BVerfSchG 
verwiesen. 

Zu § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr.1 

Die Bestimmung verweist auf § 5 BVerfSchG. Hier-
nach darf der MAD unter Beachtung des Grundsat-
zes der Verhältnismäßigkeit Informationen erhe-
ben, verarbeiten und nutzen sowie nachrichten-
dienstliche Mittel anwenden, soweit sich aus den fol-
genden Bestimmungen des § 4 nichts anderes ergibt. 
Polizeiliche oder Weisungbefugnisse stehen auch 
dem MAD nicht zu. 

Zu § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr.2 

Die Bestimmung verweist auf § 6 BVerfSchG. Nach 
§ 6 Abs. 2 BVerfSchG darf der MAD personenbezo-
gene Informationen auch durch Anwendung nach-
richtendienstlicher Mittel erheben; dies darf jedoch 
nur unter Beachtung des Grundsatzes der Verhält-
nismäßigkeit und nur zur Gewährleistung der Erfül-
lung seiner Aufgaben nach § 1 Abs. 2 und § 2 Abs. 1 
in Verbindung mit § 1 Abs. 2 erfolgen. 

Die in § 4 Abs. 1 Satz 3 angesprochene Überprüfung 
bedarf, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt 
ist, der Zustimmung der zu überprüfenden Person. 
Zum Personenkreis siehe Begründung zu § 1 Abs. 4 
Satz 1 Nr. 1. 

Zu § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr.3 

Die Bestimmung verweist auf § 7 BVerfSchG. Hier-
nach darf der MAD personenbezogene Daten unter 
den in § 7 Abs. 1 BVerfSchG genannten Vorausset-
zungen in Dateien speichern, verändern und nutzen. 
Dies gilt unter den dort genannten Voraussetzungen 
auch für personenbezogene Daten zur Beurteilung 
der Sicherheitslage nach § 1 Abs. 3; hier handelt es 
sich in der Regel um eine Zeitspeicherung mit kur-
zen Löschungsfristen. 

Auch der MAD darf Daten über Personen, die das 16. 
Lebensjahr noch nicht vollendet haben, nicht in Da-
teien speichern. Personenbezogene Daten Minder

-

jähriger, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, 
sind nach zwei Jahren auf die Erforderlichkeit der 
Speicherung zu überprüfen und spätestens nach 
fünf Jahren zu löschen, es sei denn, daß nach Eintritt 
der Volljährigkeit weitere Erkenntnisse im Sinne 
von § 1 Abs. 2 angefallen sind. 

Die Speicherungsdauer ist in jedem der hier ge-
nannten Fälle auf das für die Aufgabenerfüllung des 
MAD erforderliche Maß zu beschränken. 
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Zu § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr.4 

Die Bestimmung verweist auf § 9 BVerfSchG. Hier-
nach kann der MAD, unter Wahrung des Grundsat-
zes der Verhältnismäßigkeit und sofern keine ge-
setzlichen Übermittlungsregelungen entgegenste-
hen, personenbezogene Informationen von jeder 
Stelle, die Aufgaben der öffentlichen Verwaltung 
wahrnimmt, verlangen oder amtlich geführte Regi-
ster einsehen. Der MAD braucht diese Ersuchen 
nicht zu begründen, muß hierüber aber, soweit ge-
setzlich nichts anderes bestimmt ist, ein Verzeichnis 
führen, aus dem der Zweck des Ersuchens, die er-
suchte Behörde und die Aktenfundstelle hervorge-
hen. Dieses Verzeichnis ist gesondert aufzubewah-
ren, gegen unberechtigten Zugriff zu sichern und am 
Ende des Kalenderjahres, das dem Jahr seiner Er-
stellung folgt, zu vernichten. 

Zu § 4 Abs. 2 

Die Bestimmung verweist auf § 8 BVerfSchG. Hier-
nach übermitteln die Behörden des Bundes und die 
bundesunmittelbaren juristischen Personen des öf-
fentlichen Rechts (ohne die bundesunmittelbaren 
Stiftungen des öffentlichen Rechts und ohne 
Deutschlandfunk und Deutsche Welle) von sich aus 
die ihnen bekanntgewordenen personen- und sach-
bezogenen Informationen über sicherheitsgefähr-
dende oder geheimdienstliche Tätigkeiten nach § 1 
Abs. 2 Nr. 2 und über Bestrebungen nach § 1 Abs. 2, 
die darauf gerichtet sind, Gewalt anzuwenden oder 
Gewaltanwendung vorzubereiten. Voraussetzung ist 
das Vorliegen von Anhaltspunkten dafür, daß die 
Übermittlung für die Erfüllung der Aufgaben des 
MAD, insbesondere nach § 1 Abs. 3, erforderlich ist. 
Im übrigen sind sie berechtigt, weitere Informatio-
nen an den MAD zur Erfüllung seiner Aufgaben 
nach § 1 Abs. 2 bis 4 zu übermitteln, wenn die Infor-
mationen Tatsachen über Bestrebungen nach § 1 
Abs. 2 enthalten. 

Der MAD hat stets zu prüfen, ob die übermittelten 
Informationen für die Erfüllung seiner Aufgaben 
nach § 1 Abs. 2 bis 4 erforderlich sind. Ergibt die 
Prüfung, daß sie nicht erforderlich sind, hat er die 
Unterlagen zu vernichten. Besondere Rechtsvor-
schriften über die Übermittlung von Informationen 
bleiben durch § 4 Abs. 2 unberührt. 

Zu § 4 Abs.3 

Die Bestimmung verweist auf § 10 BVerfSchG. Nach 
§ 10 Abs. 1 BVerfSchG darf der MAD, soweit gesetz-
lich nichts anderes bestimmt ist, personenbezogene 
Informationen an Behörden des Bundes und bun-
desunmittelbare juristische Personen des öffentli-
chen Rechts übermitteln, wenn dies zur Erfüllung 
eigener Aufgaben des MAD erforderlich ist. Eine 
Übermittlung ist auch dann zulässig, wenn der 
Empfänger die Informationen für Zwecke der öf-
fentlichen Sicherheit einschließlich des Schutzes 
der freiheitlichen demokratischen Grundordnung 
benötigt oder die Übermittlung durch Gesetz oder 
aufgrund eines Gesetzes zugelassen ist. Die Emp-
fängerbehörde darf die personenbezogenen Informa

-

tionen, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt 
ist, nur zu dem Zweck verwenden, zu dem diese ihr 
übermittelt werden. 

Die Befugnisse nach § 10 Abs. 1 BVerfSchG hat der 
MAD auch zur Übermittlung personenbezogener In-
formationen an Dienststellen der Stationierungs-
streitkräfte im Rahmen von Artikel 3 des Zusatzab-
kommens zu dem Abkommen zwischen den Par-
teien des Nordatlantikvertrages über die Rechtsstel-
lung ihrer Truppen hinsichtlich der in der Bundesre-
publik Deutschland stationierten ausländischen 
Streitkräfte vom 3. August 1959 (BGBl. 1961 II 
S. 1183, 1218). 

Eine Übermittlung an ausländische öffentliche Stel-
len, die nicht Dienststellen der Stationierungsstreit-
kräfte sind, oder an über- und zwischenstaatliche 
Stellen außerhalb der Bundesrepublik Deutschland 
darf nur erfolgen, wenn diese Übermittlung zur Er-
füllung der Aufgaben des MAD oder zur Wahrung 
erheblicher Sicherheitsinteressen der Stelle, der sie 
übermittelt werden, erforderlich ist und eine Abwä-
gung mit den schutzwürdigen Belangen des Betrof-
fenen ergibt, daß die Belange der Bundesrepublik 
Deutschland überwiegen. Der MAD hat über diese 
Übermittlungen ein Verzeichnis zu führen, aus dem 
der Zweck der Übermittlung, der Empfänger und die 
Aktenfundstelle hervorgehen. Der Empfänger ist 
darauf hinzuweisen, daß die übermittelten Informa-
tionen nur zu dem Zweck genutzt werden dürfen, zu 
dessen Erfüllung sie ihm übermittelt worden sind. 

An andere als öffentliche Stellen darf der MAD per-
sonenbezogene Informationen nicht übermitteln, es 
sei denn, daß dies zum Schutz der freiheitlichen de-
mokratischen Grundordnung, des Bestandes oder 
der Sicherheit des Bundes oder eines Landes erfor-
derlich ist und der Bundesminister der Verteidigung 
seine Zustimmung erteilt hat. Der MAD hat ein Ver-
zeichnis über diese Auskünfte zu führen, aus dem 
der Zweck der Übermittlung, der Empfänger und die 
Aktenfundstelle hervorgehen. Der Empfänger darf 
die übermittelten Informationen nur für die Zwecke 
nutzen, für deren Erfüllung sie ihm übermittelt wor-
den sind. 

Die Verzeichnisse sind jeweils gesondert aufzube-
wahren, gegen unberechtigten Zugriff zu sichern 
und am Ende des Kalenderjahres, das dem Jahr ih-
rer Erstellung folgt, zu vernichten. 

Informationen über ein Verhalten von Personen, die 
das 16. Lebensjahr nicht vollendet haben, darf der 
MAD nur übermitteln, soweit tatsächliche Anhalts-
punkte für ihre Beteiligung an gewalttätigen Hand-
lungen vorliegen und die Übermittlung zur Abwehr 
einer erheblichen Gefahr oder zu Zwecken der Straf-
verfolgung erforderlich ist. Dasselbe gilt für Infor-
mationen über ein Verhalten Minderjähriger, die 
nach § 7 Abs. 2 Satz 2 BVerfSchG nicht mehr gespei-
chert werden dürfen. Informationen über ein Ver-
halten Minderjähriger vor Vollendung des 16. Le-
bensjahres darf der MAD an ausländische Stellen 
nicht übermitteln. 

Zu § 4 Abs.4 

Absatz 4 Satz 1, der auf § 12 BVerfSchG verweist, 
verpflichtet den MAD, Informationen, die sich nach 
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ihrer Übermittlung durch den MAD als unvollstän-
dig oder unrichtig erweisen, unverzüglich gegenüber 
dem Empfänger zu berichtigen, es sei denn, daß die 
neugewonnene Information für die Einschätzung 
der Person oder des Sachverhaltes nicht wesentlich 
ist. 

Absatz 4 Satz 2, der auf § 13 BVerfSchG verweist, 
verpflichtet den MAD, in Dateien gespeicherte per-
sonenbezogene Daten zu berichtigen, wenn sie un-
richtig sind. Der MAD hat ferner gespeicherte perso-
nenbezogene Daten bei der Einzelfallbearbeitung 
und in regelmäßig vorzunehmenden Prüfungen dar-
aufhin zu bewerten, ob sie gelöscht werden können. 
Sie sind zu löschen, wenn ihre Speicherung unrecht-
mäßig ist oder ihre Kenntnis für die Aufgabenerfül-
lung nicht mehr erforderlich ist. Die Löschung un-
terbleibt, wenn Grund zu der Annahme besteht, daß 
schutzwürdige Belange des Betroffenen dadurch be-
einträchtigt würden. In diesem Falle sind die Daten 
zu sperren. Sie dürfen nur noch mit Einwilligung des 
Betroffenen übermittelt werden. 

Zu § 4 Abs.5 

Absatz 5 Satz 1, der auf § 14 BVerfSchG verweist, 
verpflichtet den MAD, für jede automatisierte Datei 
in einer Errichtungsanordnung, die der Zustimmung 
des Bundesministers der Verteidigung bedarf, fol-
gendes festzulegen: Bezeichnung der Datei, Zweck 
der Datei, betroffener Personenkreis, Arten der zu 
speichernden personen- und sachbezogenen Daten, 
Anlieferung oder Eingabe, Zugangsberechtigung, 
Übermittlung, Überprüfungsfristen, Speicherungs-
dauer sowie Protokollierung des Abrufs. 

Absatz 5 Satz 2 verpflichtet den MAD, auch für jede 
nicht automatisierte Datei eine entsprechende Fest-
legung zu treffen. Voraussetzung ist, daß aus der 
Datei nach ihrer Zweckbestimmung nicht nur gele-
gentlich Daten an andere Behörden übermittelt wer-
den. 

Nach Absatz 5 Satz 3 hat der MAD die Speicherung 
personenbezogener Daten auf das erforderliche 
Maß zu beschränken und in angemessenen Zeitab-
ständen die Notwendigkeit der Weiterführung oder 
Anderung der Dateien zu überprüfen. 

Zu § 4 Abs.6 

Die Bestimmung verpflichtet den MAD, den Bundes-
minister der Verteidigung laufend und auf Anforde-
rung über seine Tätigkeit zu unterrichten. Gegen-
über der Unterrichtungspflicht des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz nach § 11 BVerfSchG ist wegen 
der Beschränkung des MAD auf den Geschäftsbe-
reich des Bundesministers der Verteidigung eine 
unmittelbare Berichtspflicht gegenüber anderen 
Mitgliedern der Bundesregierung nicht vorgesehen 
und auch nicht erforderlich, da eine entsprechende 
Unterrichtung durch den Bundesminister der Ver-
teidigung sichergestellt ist. Zur Unterrichtung dür-
fen auch personenbezogene Informationen übermit-
telt werden. 

Zu § 5 

Dieses Gesetz soll zeitgleich mit dem Bundesverfas-
sungsschutzgesetz in Kraft treten. 








